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Öffentliche Verkehrsflächen mit

Sraßenbegrenzungslinie

GEMEINDE GORXHEIMERTAL

BEBAUUNGSPLAN

"GRUNDELBACHWEG"
Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB, § 16 BauNVO)

A.   Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 (1-7) BauGB)

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

Baugrenze 

LEGENDE

Flurstücksgrenze vorhanden

C.   Hinweise

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des  Bebauungsplanes

Gebäude vorhanden

Maßangabe in Meter

Flurstücksnummer vorhanden

B.   Sonstige Festsetzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

GRZ

II

Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse, maximal

Allgemeines WohngebietWA

20

(§ 9 (1) 2 BauGB)

(§ 9 (7) BauGB)

des Bebauungsplans

Verkehrsflächen (§ 9 (1) 11 BauGB)

o offene Bauweise

Bürgermeister

Gorxheimertal, den 

9.     Mit der ortsüblichen Bekanntmachung am 

tritt der Bebauungsplan in Kraft.

gem. § 10 BauGB

8.     Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt und

zur Veröffentlichung im Amtsblatt freigegeben.

Gorxheimertal, den 

Bürgermeister

7.      Beschluss über den Bebauungsplan als Satzung

mit Schreiben vom:

bis:

Planentwurfes

Begründung  von:

Stellungnahmen  wurde in der in der Sitzung am

                                  bis:

3.      Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 

4.      Öffentliche Auslegung des Planentwurfes mit

6.      Über die während der Auslegung eingegangenen

Beschluss gefasst. 

5.      Beteiligung der Behörden und sonstige Träger

2.      Beschluss über die öffentliche Auslegung des

VERFAHRENSVERMERKE 

öffentlicher Belange gem. § 4 BauGB

Spitzer

Spitzer

ÜBERSICHTSLAGEPLAN

sowie Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 

Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) 25 BauGB)

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen zum Erhalt von Bäumen, 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BauGB)

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)

Im Allgemeinen Wohngebiet sind Tankstellen, der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank- und

Speisewirtschaften, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sowie Anlagen für

Verwaltungen unzulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)

2.1 Zur Errechnung der GRZ wird nur der Teil des Flurstückes herangezogen, der sich im Geltungsbereich des

Bebauungsplans befindet.

2.2 Die maximal zulässige Wandhöhe, gemessen als Abstand zwischen Oberkante Hinterkante Gehweg in der Mitte des

Baugrundstücks und der Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut, beträgt 7,00 m.

2.3 Die maximal zulässige Gebäudehöhe, gemessen als Abstand zwischen Oberkante Hinterkante Gehweg in der Mitte des

Baugrundstücks und dem höchsten Punkt der Dachhaut, beträgt 11,00 m.

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

An der Ostseite der überbaubaren Grundstücksfläche ist eine Überschreitung der Baugrenze durch Gebäudeteile auch

in geringfügigem Ausmaß nicht zulässig.

4. Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Innerhalb der Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind vorhandene

Obstbäume zu erhalten. Im Falle eines natürlichen Abgangs sind die Bäume durch gleichartige Neupflanzungen zu

ersetzen.

B. HINWEISE

Gesetzlicher Biotopschutz:

Die natürliche Entwicklung des bachbegleitenden Baumbestands am Grundelbach ist als Teil des naturnahen

Gewässers zu dulden. Ein vorzeitiger Rückschnitt oder gar eine Rodung des bachbegleitenden Gehölzbestandes kann

nicht verlangt werden. Mögliche nachteiliege Auswirkungen auf die Besonnung der künftigen Baugrundstücke sind

hinzunehmen.

Artenschutz

Bei der Umsetzung des Bebauungsplans oder auch bei Abriss-, Umbau oder Sanierungsarbeiten sind die

artenschutzrechtlichen Störungs- und Zugriffsverbote des Bundesnaturschutzgesetzes (z. Zt. § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5

BNatSchG) zu beachten - und zwar unabhängig davon, ob die Maßnahmen baugenehmigungspflichtig sind oder nicht.

Werden geschützte Arten (z. B. Fledermäuse, europäische Vogelarten, Zauneidechse) getötet bzw. erheblich gestört

oder deren Lebensstätten beschädigt bzw. zerstört, kann es sich um einen Verstoß gegen die artenschutzrechtlichen

Verbote handeln. Die Details sind den gesetzlichen Regelungen zu entnehmen. Verstöße gegen die

artenschutzrechtlichen Verbote fallen unter die Bußgeld- bzw. Strafvorschriften (§§ 69 und 71 a BNatSchG).

Um einen solchen Verstoß zu vermeiden, muss im Vorfeld baulicher Veränderungen der Bestand durch eine fachlich

qualifizierte Person auf das Vorkommen relevanter geschützter Tierarten kontrolliert werden. Gegebenenfalls werden

vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen im Sinne von § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG oder eine Ausnahmegenehmigung

von den Verboten des § 44 BNatSchG erforderlich. Konfliktfreie Ausführungszeiten sollten festgelegt werden. Die

Durchführung der baulichen Maßnahmen sollte bei Hinweisen auf Vorkommen artenschutzrechtlich geschützter Arten

von einer „ökologischen Baubegleitung" betreut werden. Ein Bericht über das Ergebnis der ökologischen

Baubegleitung (unter Benennung vorgefundener Arten sowie der Vermeidungsmaßnahmen) sollte der Unteren

Naturschutzbehörde vorgelegt werden. Zeitliche Verschiebungen bei der Durchführung der baulichen Maßnahmen

sollten einkalkuliert werden (z. B. bis zum Ausfliegen von Jungvögeln). Gegebenenfalls bedarf es als Voraussetzung für

die Realisierung der Bauvorhaben einer artenschutzrechtlichen Genehmigung (z. B. im Falle einer notwendigen

Umsiedlung von Fledermäusen), die bei der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Bergstraße zu beantragen ist.

Gemäß § 39 Abs. 5 Bundesnaturschutzgesetz ist die Rodung und der Rückschnitt von Bäumen, Hecken, lebende

Zäune, Gebüschen und anderen Gehölzen nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28. Februar allgemein zulässig.

Umgang mit dem Niederschlagswasser

Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser soll zurückgehalten und über die natürliche

Bodenschicht zur Versickerung gebracht werden. Soweit dies angesichts der Untergrundverhältnisse nicht schadlos

möglich ist, ist auch eine - gegebenenfalls gedrosselte - Ableitung in den Vorfluter möglich.

Ein Anschluss der Flächen an die Ortskanalisation ist ausschließlich zur Ableitung von Schmutzwasser zulässig.

Für die Versickerung oder Einleitung von Niederschlagswasser ist grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaubnis

erforderlich.

BP

Hilfslinie zur Definition der

Plangebietsgrenze

Bodenschutz

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische Auffälligkeiten zu achten.

Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung begründen, sind

diese umgehend der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt

Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen

hinzuzuziehen. Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs.3 Bundes-Bodenschutzgesetz sind

Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche

Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.

Denkmalschutz

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und

Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden können. Diese sind nach § 21 HDSchG

unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu

melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer

Entscheidung zu schützen(§ 21 Abs. 3 HDSchG).

Kampfmittel

Im Planungsgebiet ist ein Vorkommen von Kampfmitteln nicht ausgeschlossen. Untersuchungen sind von den

Bauherren in eigener Verantwortung zu veranlassen. Dabei wird dringend empfohlen, alle Untersuchungen vorab mit

dem Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen abzustimmen.

1.       Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB 20.02.2018

26.02.2018

20.02.2018

und der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB
04.03.2018

12.03.2018

16.04.2018

21.06.2018

21.06.2018

16.04.2018
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